
Reglement über die Angebote der frühen Kindheit

Vernehmlassungsbericht vom 6. Juli 2026

Beschluss SR vom 30. Juni 2025 
für Vernehmlassung Vernehmlassungseingaben Stellungnahme des Stadtrats Änderungen gegenüber Ver-

nehmlassungsvorlage

Reglement über die Angebote 
der frühen Kindheit
(R Angebote frühe Kindheit, 
RAfK)

     

Der Einwohnerrat Aarau,

gestützt auf §§ 5 Abs. 2, 26 Abs. 2, 
106 der Verfassung des Kantons Aar-
gau (Kantonsverfassung, KV) vom 25. 
Juni 19801),

beschliesst:

I.

1. Allgemeine Bestimmungen      

1) SAR 110.000

https://db.clex.ch/link/AG/110.000/de
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Beschluss SR vom 30. Juni 2025 
für Vernehmlassung Vernehmlassungseingaben Stellungnahme des Stadtrats Änderungen gegenüber Ver-

nehmlassungsvorlage

§  1 Gegenstand SVP Aarau
Für die SVP ist es nicht Sache des 
Staates, sich in die frühkindliche Erzie-
hung einzumischen und die Grundbe-
dürfnisse eines Kindes zu definieren. 
Die Erziehung ist Sache der Eltern. Der 
Staat hat nicht immer weiter in elterli-
che Hoheitsbereiche vorzupreschen. 
Insgesamt erscheint das Gesetz für die 
SVP überflüssig, da es einer Anmas-
sung von Kompetenzen gleichkommt.

An der Urnenabstimmung vom 27. No-
vember 2022 hat die Aarauer Stimm-
bevölkerung der Verstetigung der Fa-
milienzentren, der Familienlotsinnen 
und Familienlotsen und des städti-
schen Engagements im Bereich frühe 
Kindheit zugestimmt. Dieser Entscheid 
wird nun umgesetzt, indem die Rechts-
grundlage für diese Angebote geschaf-
fen wird.

Keine Anpassungen.
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Beschluss SR vom 30. Juni 2025 
für Vernehmlassung Vernehmlassungseingaben Stellungnahme des Stadtrats Änderungen gegenüber Ver-

nehmlassungsvorlage
1 Dieses Reglement bezweckt, quali-
tätsvolle Angebote der frühen Kindheit 
zu fördern und zu unterstützen.

Die Schweiz hat das Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes vom 11. 
November 1989 (UN-Kinderrechtskon-
vention, SR 0.107) am 24. Februar 
1997 ratifiziert. Der Staat – und damit 
Bund, Kantone und Gemeinden – setzt 
sich in der Umsetzung der UN-Kinder-
rechtskonvention für den Schutz und 
die Förderung des Kindswohl ein. Im 
Bereich Kindeswohlgefährdung sind 
hingegen die gesetzlich vorgesehenen 
Kindesschutzbehörden zuständig, vgl. 
Art. 307 ff. ZGB i.V.m. §§ 21 ff. EG 
ZGB. Darauf kann das vorliegende Re-
glement nicht abzielen. Das vorliegen-
de Reglement bezieht sich auf die Ge-
währleistung qualitätsvoller Angebote, 
beispielsweise in Spielgruppen oder 
Familienzentren, mit dem Ziel, die ge-
sunde Entwicklung und die Teilhabe 
des Kindes präventiv zu fördern. Wenn 
Eltern solche Angebote aktiv nutzen, 
kann die gesellschaftliche Teilhabe ge-
fördert werden. Das dient dem Kinds-
wohl.  
Sinn und Zweck des Reglements ist 
es, gute Angebote für alle Familien zu 
schaffen. Ein gutes Angebot durch die 
Stadt kann dazu beitragen, Chancen-
gerechtigkeit herzustellen. 
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für Vernehmlassung Vernehmlassungseingaben Stellungnahme des Stadtrats Änderungen gegenüber Ver-

nehmlassungsvorlage
2 Ein qualitätsvolles Angebot der frü-
hen Kindheit leistet einen Beitrag zur 
Erfüllung insbesondere folgender 
Grundbedürfnisse des Kindes:

FDP Aarau
Die FDP stellt den Antrag, dass die 
Formulierung in Absatz 2 auf die 
Grundaussage zu beschränken und 
auf eine Aufzählung der mit dem «qua-
litätsvollen Angebot der frühen Kind-
heit» zu befriedigende verschiedene 
Grundbedürfnisse des Kindes zu ver-
zichten sei. 
Die Aufzählung scheine der FDP in 
dieser Ausführlichkeit für dieses Regle-
ment übertrieben. Sie vermittelt den 
Eindruck, dass es sich bei allen drei 
Elementen des Angebotes (Familien-
zentren, Familienlotsinnen und -lotsen, 
Spielgruppe) grundsätzlich um Ange-
bote für benachteiligte, in ihrer Ent-
wicklung zurückgebliebene, psychisch 
belastete oder vernachlässigte Kinder 
handelt, welche aus ihrer Sicht höchs-
tens im Bereich Familienlotsinnen 
übervertreten sein werden. 

Jedes Kind weist die in der Aufzählung 
enthaltenen Grundbedürfnisse auf und 
soll unabhängig seiner individuellen 
Voraussetzungen entsprechend geför-
dert werden. Die Aufzählung basiert 
auf den Ausführungen in der städti-
schen Strategie Frühe Kindheit (2019) 
und dient der Verständlichkeit. Damit 
sind die im Reglement verfolgten Ziele 
klarer definiert.

Keine Anpassungen.
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Beschluss SR vom 30. Juni 2025 
für Vernehmlassung Vernehmlassungseingaben Stellungnahme des Stadtrats Änderungen gegenüber Ver-

nehmlassungsvorlage

Pro Aarau
Weil die frühe Kindheit auch die 
Schwangerschaft umfasst und die Un-
terstützung der Eltern in der gesamten 
Phase auch die Grundlage für ein opti-
males Umfeld für die Kinder bildet, sol-
len auch die Grundbedürfnisse der El-
tern oder erziehungsberechtigten Per-
sonen massgebend sein (Bsp. Wo-
chenbettdepressionen, Rückbildungs-
angebote). 
Pro Aarau stellt den Antrag, dass der 
Absatz wie folgt umzuformulieren sei: 
«Ein qualitatives Angebot der frühen 
Kindheit leistet einen Beitrag zur Erfül-
lung insbesondere folgender Grundbe-
dürfnisse des Kindes sowie der erzie-
hungsberechtigten Personen:» 

Das vorliegende Reglement über die 
frühe Kindheit richtet sich an den 
Grundbedürfnissen von Kleinkindern 
bis vier Jahren sowie deren Schutz, 
Förderung und Teilhabe aus. Wie Pro 
Aarau sinngemäss festhält, ist für die 
optimale Entwicklung auch die Ge-
sundheit der Eltern wichtig. Dem ist 
grundsätzlich zuzustimmen. Für die El-
tern bestehen bereits viele spezifische 
Angebote (z.B. Mütter- und Väterbera-
tung oder ähnliches), die sich auf die 
Bedürfnisse der Eltern fokussieren. El-
tern, die entsprechende Bedürfnisse 
aufweisen, können zudem Unterstüt-
zung von Familienlotsinnen und Famili-
enlotsen erhalten. Sie vermitteln ent-
sprechende Kontakte zu passenden 
Fachpersonen und -stellen. Dies stets 
mit dem Ziel, das Kindeswohl sicherzu-
stellen und die kindliche Entwicklung 
positiv zu beeinflussen. Mit der von Pro 
Aarau vorgeschlagenen gleichwürdi-
gen Aufnahme aller Grundbedürfnisse 
der Eltern würde der Arbeitsbereich 
Frühe Kindheit gegenüber der Abstim-
mungsvorlage vom 27. November 
2022 übermässig und ohne Not ausge-
weitet. Würde dem Antrag gefolgt, 
käme es zu vom Steuerzahler zu finan-
zierenden Doppelspurigkeiten. 

Keine Anpassungen.

a) physiologische Bedürfnisse,

b) Bedürfnis nach Sicherheit und Bin-
dung,
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c) Bedürfnis nach Exploration und 
Spiel,

d) Bedürfnis nach Sinneswahrneh-
mung,

e) Bedürfnis nach Erfahrung eigener 
Wirksamkeit,

f) Bedürfnis nach Vermeidung negativer 
Reize,

FDP Aarau
Einerseits ist der Begriff «negative Rei-
ze» in einem gewissen Masse subjek-
tiv. Ebenfalls ist das Ziel «negative Rei-
ze» gänzlich zu vermeiden, in der heu-
tigen Zeit aus medialer und gesell-
schaftlicher Sicht schlicht unmöglich. 
Die FDP Aarau würde deshalb folgen-
de Formulierung bevorzugen: «Bedürf-
nis nach reizangepasster Umgebung»

Der Stadtrat nimmt vom Einwand der 
FDP Aarau Kenntnis. Zutreffend wird 
angemerkt, dass es nicht Ziel und 
Zweck des Reglements sein kann, 
schlichtweg alle negativen Reize zu 
vermeiden. Vielmehr geht es um die 
negativen schädlichen Reize. In die-
sem Sinne wird der Reglementstext 
angepasst. 

f) Bedürfnis nach Vermeidung negati-
ver schädlicher Reize,

g) Bedürfnis nach vertrauten, verlässli-
chen und feinfühligen Beziehungen.

SP Aarau
Die SP Aarau fragt, ob die Liste allen-
falls das Bedürfnis nach Kommunikati-
on und Interaktion mit Gleichaltrigen zu 
ergänzen sei (neuer Litera h).

Die SP schlägt eine nachvollziehbare 
Erweiterung der Aufzählung vor. Indes 
erachtet der Stadtrat die «Kommunika-
tion» als eine Form der «Interaktion» 
unter Kindern. Daher wird einer Erwei-
terung um lit. h mit dem «Bedürfnis 
nach altersgerechter Interaktion mit 
Gleichaltrigen» umgesetzt. 

g) Bedürfnis nach vertrauten, verlässli-
chen und feinfühligen Beziehungen,
h) Bedürfnis nach altersgerechter Inter-
aktion mit anderen Kindern.
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3 Qualitätsvolle Angebote der frühen 
Kindheit begünstigen den Schutz der 
Unversehrtheit, bezwecken die Förde-
rung der Entwicklung und der chancen-
gerechten Teilhabe eines Kindes an 
der Gesellschaft.

FDP Aarau
Die FDP Aarau bringt folgenden Vor-
schlag für eine sprachlich einfachere 
Version ohne inhaltliche Änderung: 
«Qualitätsvolle Angebote in der frühen 
Kindheit schützen die Unversehrtheit 
eines Kindes. Sie fördern seine Ent-
wicklung und ermöglichen ihm eine 
chancengerechte Teilhabe an der Ge-
sellschaft.»

SVP Aarau
Es ist für die SVP nicht nachvollzieh-
bar, wie «qualitätsvolle Angebote der 
frühen Kindheit (…) den Schutz der 
Unversehrtheit, die Förderung der Ent-
wicklung und der chancengerechten 
Teilhabe eines Kindes an der Gesell-
schaft» fördern sollen. Hier nimmt sich 
der Staat eine Aufgabe heraus, die er 
weder erfüllen noch garantieren kann. 
Es ist nicht im Entferntesten einsehbar, 
wie der Staat mit frühkindlichen Ange-
boten etwa Missbrauch in der Familie 
verhindern soll - und wenn er es dann 
nicht kann: Kann ein Kind den Staat 
dafür direkt verantwortlich machen? 
Dieser Erlass ist nichts mehr als Kom-
petenzanmassung und als solche ab-
solut überflüssig. 

Die Formulierung gemäss Reglement 
spricht von «begünstigen», also der 
positiven Einflussnahme. Die vorge-
schlagene Formulierung kann hinge-
gen nicht so weit interpretiert werden, 
dass die qualitätsvollen Angebote die 
Unversehrtheit absolut schützen müss-
ten. Dies ist nicht Sinn und Zweck des 
Reglements. Dem Anliegen der FDP 
Aarau wird daher nicht nachgekom-
men.

Der Stadtrat verweist hierzu auf seine 
Stellungnahme zu § 1. 

Keine Anpassungen.
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4 Der Stadtrat kann für Angebote der 
frühen Kindheit Qualitätskriterien fest-
legen.

FDP Aarau
Die FDP Aarau macht folgenden Er-
gänzungsvorschlag: «Die Festlegung 
erfolgt in Absprache der entsprechen-
den Institutionen und bei den (privaten) 
Spielgruppen mit deren Einverständ-
nis.»
Die FDP Aarau fragt zudem, weshalb 
eine Kann-Formulierung gewählt wur-
de. Wenn es darum gehe (Zweckarti-
kel), «qualitätsvolle Angebote der frü-
hen Kindheit zu fördern und zu unter-
stützen», wäre es dann nicht zwin-
gend, dass der Stadtrat Kriterien festle-
ge.

Mit dieser Norm wird dem Stadtrat die 
Kompetenz übertragen, Qualitätskriteri-
en festzulegen. Der Stadtrat legt die 
Qualitätskriterien im Sinne von Min-
deststandards fest. Nicht alle Angebote 
der frühen Kindheit benötigen zwin-
gend rechtlich festgelegt Qualitätskrite-
rien. Diese betreffen zur Hauptsache 
die Spielgruppen, in welchen Kinder 
ohne das Beisein ihrer Eltern betreut 
werden. Halten sich die Spielgruppen 
an die festgelegten Qualitätskriterien, 
können Subventionen gesprochen wer-
den. Im Falle der Spielgruppenverord-
nung wurden die Institutionen in der 
Konzeptphase miteinbezogen. Im Rah-
men der Vernehmlassung hatten alle 
Institutionen die Möglichkeit, sich zu 
äussern. Ein darüber hinaus gehendes 
Mitwirkungsrecht im Sinne eines Ein-
verständnisses einzuräumen, würde 
diese Institutionen gegenüber anderen 
Unternehmen bevorzugen. Dafür gibt 
es keinen sachlichen Grund. 

Keine Anpassungen.

§  2 Geltungsbereich

1 Dieses Reglement gilt für Angebote 
der frühen Kindheit auf dem Gebiet der 
Einwohnergemeinde Aarau.
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2 Es gilt für Kinder mit Wohnsitz in Aar-
au, wenn eine erziehungsberechtigte 
Person steuerrechtlichen Wohnsitz in 
Aarau hat. Für Kinder in Pflegeverhält-
nissen ist der Aufenthaltsort des Kin-
des massgebend.

FDP Aarau
Der 2. Satz «Für Kinder in Pflegever-
hältnissen ist der Aufenthaltsort des 
Kindes massgebend» sei besser zu er-
läutern. Es ist unklar, wie dies gemeint 
ist. Die FDP Aarau versteht die Rege-
lung so, dass das Angebot gilt, wenn 
eine der erziehungsberechtigten Per-
sonen steuerrechtlichen Wohnsitz in 
Aarau hat, ob leibliche Eltern oder Pfle-
geeltern. Es scheint ihnen damit klar, 
dass die Pflegekinder ihren Aufent-
haltsort ebenfalls in Aarau haben wie 
leibliche Kinder. Beide sollten sich ja 
gleichgestellt werden. An welche Situa-
tionen wird hier gedacht, die bei Pfle-
gekindern anders sein könnten als bei 
leiblichen Kindern?

Die vorliegende Bestimmung ist an die 
gesetzliche Regelung von Art. 25 
Abs. 1 ZGB angelehnt. Bei Pflegekin-
dern gilt der jeweilige Aufenthaltsort als 
Wohnsitz. Entsprechend können auch 
Kinder, bei welchen kein Elternteil 
steuerrechtlichen Wohnsitz in Aarau 
hat, aber die Pflegeeltern steuerrechtli-
chen Wohnsitz in Aarau haben, von 
den Angeboten zur frühen Kindheit 
profitieren. 

Keine Anpassungen. Im Erläuterungs-
bericht zum Reglement erfolgen detail-
liertere Ausführungen.

3 Frühe Kindheit beinhaltet den Zeit-
raum ab Schwangerschaft bis zum Ein-
tritt in die Volksschule.

Grünliberale Partei Aarau
Allenfalls weniger missverständlich, 
wenn es heissen würde «ab Beginn 
Schwangerschaft». Dabei nehmen wir 
an, dass die Schwangerschaft einge-
schlossen wird, damit auch Schwange-
re bereits von Angeboten profitieren 
können - ansonsten würde es reichen 
mit der Geburt zu beginnen.

Der gewählte Zeitraum ab Schwanger-
schaft bis zum Eintritt in die Volksschu-
le (Kindergarteneintritt) entspricht der 
Botschaft an den Einwohnerrat vom 
27. Juni 2022 sowie der Volksabstim-
mungsbotschaft vom 27. November 
2022. Die gewünschte Präzisierung auf 
«ab Beginn Schwangerschaft» er-
scheint nicht notwendig.

Keine Anpassungen.
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SVP Aarau
Der Schutz gilt ab Schwangerschaft, 
wie hier festgeschrieben ist. Die SVP 
geht davon aus, dass sich der Schutz 
in diesem Fall auch auf das ungebore-
ne Leben erstreckt und die Stadt in die-
sem Zusammenhang sich ebenso in-
tensiv für dessen Schutz einsetzt resp. 
entsprechende Beratungsangebote be-
reitstellt, um abtreibungswilligen Frau-
en Alternativen aufzuzeigen.

Mit dem Reglement sollen qualitätsvol-
le Angebote der frühen Kindheit, wel-
che im Zuständigkeitsbereich der Stadt 
liegen, gefördert und unterstützt wer-
den (§ 1 Abs. 1). Die Schwanger-
schaftsberatung liegt in der Zuständig-
keit der Kantone und wird im Kanton 
Aargau von der kantonalen Beratungs-
stelle Sexuelle Gesundheit (SEGES) 
wahrgenommen. Die Familienlotsinnen 
und Familienlotsen sowie die Familien-
zentren verweisen bei Bedarf an diese 
Fachstelle.

Keine Anpassungen.

2. Angebote      
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§  3 Familienzentren Pro Aarau
Das Projekt Inklusion in Kindertages-
stätten 2024-2026, bei welchem Kinder 
mit besonderen Bedürfnissen in der Ki-
ta engmaschig begleitet werden, ist nir-
gendwo explizit aufgegriffen. Da es 
sich um ein städtisches Angebot han-
delt, müsste dies unserer Meinung 
nach ebenfalls aufgelistet sein.

Beim Projekt Inklusion in Kindertages-
stätten geht es darum, für Kinder mit 
körperlichen oder kognitiven Beein-
trächtigungen den Zugang zu famili-
energänzenden Kinderbetreuungsan-
geboten (Kita, Hort) sicherzustellen. 
Bei den Angeboten der frühen Kindheit 
handelt es sich nicht um familienergän-
zende Kinderbetreuung. In diesem Sin-
ne ist es aktuell weder zulässig noch 
beabsichtigt, das «Projekt Inklusion» 
auf reglementarischer Ebene zu erfas-
sen. Deshalb erfolgt keine Anpassung 
des Reglements.

Denkbar ist hingegen, im Sinne der 
Förderung qualitätsentwickelnder 
Massnahmen gemäss § 8 Abs. 1 des 
Reglements auch spezifische Angebo-
te zu fördern, die eine tatsächliche In-
klusion auch in Spielgruppen ermög-
licht. 

Keine Anpassungen.
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1 In Familienzentren können Kinder so-
wie ihre Erziehungs- oder Pflegebe-
rechtigten mit Wohnsitz in Aarau die 
Angebote der Frühen Kindheit freiwillig 
und grundsätzlich kostenlos besuchen.

FDP Aarau
Wir begrüssen die Einschränkung der 
Besuchenden der Familienzentren auf 
Erziehungsberechtige oder Pflegebe-
rechtigte mit Wohnsitz in Aarau. Nur 
durch den Ausschluss anderer, «mit 
Kinderhüten beauftragen» Personen, 
wird das Familienzentrum seinem 
Grundauftrag gerecht und verkommt 
nicht zu einer Hüteinstitution.

Pro Aarau
Pro Aarau hält zu den Erziehungs- und 
Pflegeberechtigten mit Wohnsitz in 
Aarau folgendes fest: Da gemäss Art. 2 
Abs. 2 die Angebote für Kinder mit 
Wohnsitz in Aarau gelten, wenn eine 
erziehungsberechtigte Person den 
steuerrechtlichen Wohnsitz in Aarau 
hat, spricht aus unserer Sicht nichts 
dagegen, wenn die Kinder von anderen 
Betreuungspersonen wie Nannies, an-
deren Familienangehörigen, etc. be-
gleitet werden. Es entspricht nicht einer 
zeitgemässen Einstellung, den Kindern 
das Angebot vorzuenthalten, weil es 
nicht von einer erziehungsberechtigten 
Person begleitet wird.

Die Angebote der frühen Kindheit sol-
len den Kindern und ihren Erziehungs- 
und Pflegeberechtigten offenstehen, 
damit die Bindungen innerhalb der Fa-
milie gefördert und die Beziehung des 
Kindes zu seinen primären familiären 
Bezugspersonen gestärkt werden. Es 
handelt sich um ein niederschwelliges 
Angebot, bei welchem sich die Eltern 
vernetzen und mit Fachpersonen aus-
tauschen können.
Würden alle Betreuungspersonen zur 
kostenlosen Nutzung der Angebote zu-
gelassen, besteht die Gefahr, dass die 
Familienzentren zu unentgeltlichen Be-
treuungsorten verkommen. Dies ent-
spricht nicht dem Sinn und Zweck der 
Familienzentren. Ebenso erwiese sich 
der Einsatz von Steuermittel als kri-
tisch. 

Keine Anpassungen.

2 Die Angebote in den Familienzentren 
werden in der Regel von ausgebilde-
tem Fachpersonal begleitet.
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3 Die Stadt baut städtische Familien-
zentren auf und betreibt diese. Die Fa-
milienzentren sind in den verschiede-
nen Stadtteilen lokal verankert.

FDP Aarau
Im zweiten Satz des Absatzes 3 fordert 
die FDP Aarau eine Neuformulierung 
wie folgt: «Die Stadt kann, bei nach-
vollziehbarem Bedarf, an geeigneten 
Orten weitere Familienzentren aufbau-
en und betreiben. Sie richtet diese in 
deren Angebot auf die konkreten Be-
dürfnisse der betreffenden Stadtteile 
aus. Dazu ist vor Eröffnung eines neu-
en Familienzentrums eine Bedarfsana-
lyse vorzulegen. Bestehende Familien-
zentren sind ebenfalls regelmässig dar-
aufhin zu prüfen, ob sie von den Ziel-
gruppen genutzt werden und sie zu-
dem ihre Ziele erfüllen.»

Begründung: Die vorliegende Formulie-
rung impliziert, dass die Stadt bestrebt 
ist, möglichst viele Familienzentren und 
in allen Stadtteilen zu bauen und zu 
betreiben, auch wenn der Bedarf nicht 
explizit in allen Stadtteilen angezeigt 
ist. In Anbetracht der Kleinräumigkeit 
von Aarau ist der Besuch eines Famili-
enzentrums im nicht eigenen, aber ei-
nem räumlich angrenzenden anderen 
Stadtteil jedoch zumutbar und wird im-
mer noch als lokal empfunden. Der 
Bau eines weiteren Zentrums ist daher 
erst angezeigt, wenn eine Überbele-
gung eines bestehenden Zentrums 
ausgewiesen wird. Da nach Start der 
obligatorischen Schulpflicht die Kinder-
schar sich ebenfalls aus verschiedenen 
angrenzenden Stadtteilen zusammen-
setzen kann, ist die frühzeitige Erfah-

Mit der Urnenabstimmung vom 27. No-
vember 2022 hat die stimmberechtigte 
Bevölkerung der Verstetigung des Ar-
beitsbereichs Frühe Kindheit und damit 
den in den Stadtteilen verankerten Fa-
milienzentren als städtische Angebote 
deutlich zugestimmt. Auch mit den letz-
ten beiden Stadtmonitorings hat die 
Bevölkerung mit über 90% Zustim-
mung zum Ausdruck gebracht, dass 
sie die Investitionen der Stadt in die 
Prävention im Sozialbereich, nament-
lich in freiwillige Beratungsangebote 
wie die Familienzentren, unterstützt.
Familienzentren sollen nur an geeigne-
ten Standorten betrieben werden, wo 
ein nachvollziehbarer Bedarf für dieses 
Angebot besteht. Familienzentren sol-
len zudem in den Quartieren bzw. 
Stadteilen nahe bei den Familien sein. 
Eltern mit Kleinkindern haben einen 
eingeschränkten Bewegungsradius 
und häufig bestehen Schwierigkeiten, 
mit Kleinkindern Angebote in anderen 
Quartieren zu besuchen, obschon die 
Stadt eine gute Verkehrsinfrastruktur 
aufweist. Es ist wichtig, dass die Fami-
lienzentren einfach und unkompliziert 
erreichbar sind. Mit solchen Familien-
zentren wird auch die Integration in die 
kommunale Gesellschaft niederschwel-
lig und bevölkerungsnah gefördert. 

Anpassungen siehe unten.
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rung der notwendigen Mobilität und 
Flexibilität für Kinder, deren Eltern und 
Pflegeeltern sogar von Vorteil.

Grünliberale Partei Aarau
Die Grünliberale Partei Aarau macht 
folgenden Vorschlag zur Vereinfa-
chung: «Die Stadt betreibt städtische 
Familienzentren in verschiedenen 
Stadtteilen.»

1. Um zu betreiben, ist ein Aufbau so-
wieso notwendig
2. Mit der Mehrzahl (in verschiedenen 
Stadtteilen) ist sichergestellt, dass 
nicht nur ein Quartier profitiert, aber es 
ist auch nicht zwingend überall ein Fa-
milienzentrum vorhanden. Dies ermög-
licht eine bedarfsgerechte Organisati-
on.

Der Begriff «aufbauen» wurde gewählt, 
um zu verdeutlichen, dass die Auswei-
tung der Familienzentren noch im 
Gang ist. Dabei geht es nicht nur um 
die Weiterführung der im Pilotprojekt 
entstandenen Familienzentren, son-
dern auch um die Schaffung neuer, de-
zentraler und wohnortsnaher Familien-
zentren in den verschiedenen Stadttei-
len der Stadt Aarau. Diese lokale Ver-
ankerung soll sicherstellen, dass die 
Angebote dort entstehen, wo ein nach-
vollziehbarer Bedarf besteht. Zudem 
wird die Verankerung im Stadtteil durch 
Vernetzung mit den dort relevanten Ak-
teuren gewährleistet. Die gewählte For-
mulierung trägt diesen Aspekten be-
reits Rechnung, weshalb keine Ände-
rung erforderlich ist.

3 Die Stadt baut betreibt städtische Fa-
milienzentren auf und betreibt diese. 
Die Familienzentren sind in den ver-
schiedenen Stadtteilen lokal verankert.
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Pro Aarau
Es ist für uns befremdlich, dass trotz 
der sehr guten Resonanz in den Fami-
lienzentren Telli und Aarau Nord noch 
kein Angebot für das Zentrum von Aar-
au, Aarau Rohr oder Aarau Süd exis-
tiert. Nicht alle erziehungsberechtigten 
Personen (mit einem oder mehreren 
Kindern) sind aus logistischen, körperli-
chen oder psychischen Gründen in der 
Lage, vom Angebot zu profitieren. Die 
bessere Erschliessung von weiteren 
Einzugsgebieten ist deshalb für uns 
von hoher Priorität.

Der Ausbau der Familienzentren durch 
die Erweiterung der Standorte in ande-
ren Stadtteilen, wo entsprechender Be-
darf besteht, ist vorgesehen.

Anpassungen siehe oben.

4 In Familienzentren kann die Stadt sel-
ber eine Spielgruppe betreiben oder 
von einer Drittperson betreiben lassen. 
Wird die Spielgruppe durch eine Dritt-
person betrieben, kann der Stadtrat die 
Räumlichkeiten vergünstigt zur Verfü-
gung stellen.

FDP Aarau
Im 2. Satz des Absatzes 4 sei das Wort 
«vergünstigt» durch «zu marktüblichen 
Preisen» zu ersetzen.

Begründung: Aus den in den Erläute-
rungen erwähnten Grundsätzen der 
Gleichbehandlung aller Anbieter ist auf 
die vergünstige Abgabe aus dem eben-
falls erwähnten Grund der Marktverzer-
rung zu verzichten. Die Vermietung der 
Räumlichkeiten sollten zu marktübli-
chen Preisen erfolgen, umso mehr, als 
dass durch die Integration in ein Famili-
enzentrum bereits ein möglicher Lage-
vorteil gegenüber anderen Spielgrup-
pen resultiert.

Der Stadtrat nimmt den Hinweis der 
FDP Aarau zur Kenntnis. Es trifft zu, 
dass es durch vergünstigte Abgabe 
von Räumlichkeiten für eine Spielgrup-
pe zu einem unerwünschten Marktein-
griff kommen könnte. Wie überdies die 
SVP richtig anmerkt (siehe unten) 
könnte es zu einer Konkurrenzsituation 
kommen. Der Stadtrat sieht unter die-
sen Umständen von der entsprechen-
den Regelung ab. 

4 In Familienzentren kann die Stadt sel-
ber eine Spielgruppe betreiben oder 
von einer Drittperson betreiben lassen. 
Wird die Spielgruppe durch eine Dritt-
person betrieben, kann der Stadtrat die 
Räumlichkeiten vergünstigt zur Verfü-
gung stellen.
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Grünliberale Partei Aarau
Die Grünliberale Partei Aarau macht 
folgenden sprachlichen Vorschlag: «In 
Familienzentren kann eine Spielgruppe 
durch die Stadt oder durch Dritte ge-
führt werden. Der Stadtrat kann die 
Räumlichkeiten für Spielgruppen zu ei-
nem vergünstigten Preis anbieten.»

Der Stadtrat nimmt den Vorschlag zur 
Kenntnis. Der letzte Satz des Absatzes 
4 wird ohnehin obsolet, womit sich in-
haltliche Änderungen erübrigen.

Anpassungen siehe oben.

SP Aarau
Die Stadt plant mittelfristig ein flächen-
deckendes Angebot. Die Betreibung 
der Spielgruppen durch die Stadt ist 
anzustreben. 

Die Stadt plant mittelfristig ein flächen-
deckendes, bedarfsgerechtes Angebot 
an Familienzentren. Die Stadt ist mit 
der vorliegenden Bestimmung legiti-
miert, künftig Spielgruppen zu betrei-
ben und kann dies bedarfsgerecht aus-
gestalten.

Anpassungen siehe oben.

SVP Aarau
Spielgruppen sind grundsätzlich privat 
zu betreiben. Der Staat soll hier die Pri-
vaten nicht konkurrieren. 

Mit der vorliegenden Bestimmung be-
steht die Möglichkeit, dass Private 
Spielgruppen betreiben können, was 
unterstützt wird. Dennoch ist es mög-
lich, dass die Stadt in Familienzentren 
bedarfsgerecht eigene Spielgruppen 
betreibt. 

Anpassungen siehe oben.
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§  4 Familienlotsinnen und Familien-
lotsen

Pro Aarau
Das Angebot von Familienlots:innen 
birgt ein sehr grosses Potential. Pro 
Aarau wünscht, dass dieses noch be-
kannter wird, beispielsweise mittels ei-
ner gezielten Informationskampagne 
der möglichen zuweisenden Stellen. 

Die Familienlotsin hat die Aufgabe, Fa-
milien mit Unterstützungsbedarf zu un-
terstützen, den Zugang zu den vorhan-
denen Angeboten zu finden. Der Ein-
satz der Familienlotsinnen geschieht 
primär über Zuweisung durch die gynä-
kologischen und pädiatrischen Praxen. 
Aktuell arbeitet die Koordinationsstelle 
Frühe Kindheit an der Gestaltung der 
Schnittstelle zur Fachärzteschaft und 
zu den Hebammen, um die Zuweisung 
an die Familienlotsinnen und Familien-
lotsen zu optimieren. Zudem wird die 
Selbstzuweisung infolge eines Scree-
nings zur Erkennung von psychosozia-
len Belastungen getestet. Weitere 
Kommunikationsmassnahmen werden 
nach entsprechenden Analysen ge-
plant und umgesetzt.

Keine Anpassungen.

1 Familienlotsinnen und Familienlotsen 
sind Fachpersonen, die Erziehungsbe-
rechtigte mit erhöhtem Unterstützungs-
bedarf während der frühen Kindheit 
aufsuchend beraten und begleiten, Un-
terstützungsbedarf erkennen und zum 
geeigneten Unterstützungsangebot 
verhelfen.

Grünliberale Partei Aarau
Die Grünliberale Partei macht folgen-
den Vorschlag zur Vereinfachung: «Fa-
milienlotsinnen und Familienlotsen sind 
Fachpersonen, die Erziehungsberech-
tigte mit erhöhtem Unterstützungsbe-
darf in der frühen Kindheit aufsuchen, 
beraten und begleiten. Sie erkennen 
den Unterstützungsbedarf und vermit-
teln zu passenden Angeboten.»

Der Begriff «aufsuchend» beschreibt 
eine bestimmte Art der Beratung und 
Begleitung (Hausbesuche und Beglei-
tung zu Ämtern) und ist deshalb als 
Adverb beizubehalten. Der zweite Satz 
wird entsprechend des Vorschlags der 
GLP Aarau vereinfacht.

1 Familienlotsinnen und Familienlotsen 
sind Fachpersonen, die Erziehungsbe-
rechtigte mit erhöhtem Unterstützungs-
bedarf während der frühen Kindheit 
aufsuchend beraten und begleiten. und 
zum geeigneten Unterstützungsange-
bot verhelfen Sie erkennen Unterstüt-
zungsbedarf und vermitteln geeignete 
Unterstützungsangebote.
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2 Familienlotsinnen oder Familienlotsen 
kommen aufgrund einer Zuweisung 
durch eine andere Fachperson zum 
Einsatz.

SVP Aarau
Hier stellt sich auch die Frage nach ei-
ner unerwünschten Einmischung. Auf-
grund des Wortlauts ist nicht klar, wel-
che Fachpersonen diese Lotsen zuwei-
sen können und ob sich die Familien 
gegebenenfalls auch gegen eine sol-
che Zuweisung wehren können. Die 
Wahrnehmung von Staat und Familie 
betreffend Unterstützungsbedarf kön-
nen bisweilen auseinander gehen. Hier 
ist eine Präzisierung gewünscht.

Bei den Familienlotsinnen und Famili-
enlotsen handelt es sich um ein Ange-
bot, welches freiwillig genutzt werden 
kann. Die Zuweisung geschieht nur 
nach Zustimmung der Eltern. Wün-
schen die Familien keine Unterstüt-
zung, werden sie nicht dazu verpflich-
tet. Die SVP weist zutreffend darauf 
hin, dass eine Aufzählung im Regle-
mentstext Klarheit darüber schaffen 
könnte, wer Zuweisungen vornehmen 
kann. Bei den erwähnten Fachperso-
nen, welche Zuweisungen vornehmen, 
handelt es sich um die Fachpersonen 
der medizinischen Regelstrukturen 
rund um die Schwangerschaft, Geburt 
und erste Lebensjahre sowie um die 
Sozialen Dienste. Das sind z.B. gynä-
kologische und pädiatrische Fachärz-
tinnen und Fachärzte, Hebammen oder 
Sozialarbeitende. Der Stadtrat nimmt 
den Hinweis auf und schlägt eine nicht 
abschliessende Aufzählung von Fach-
personen vor.

2 Familienlotsinnen oder Familienlotsen 
kommen insbesondere aufgrund einer 
Zuweisung durch folgende Personen 
zum Einsatzeine andere Fachperson: 
a) Fachärztinnen und Fachärzte aus 

den Bereichen Gynäkologie und 
Pädiatrie,

b) Hebammen, oder
c) Mitarbeitende der Sozialen Diens-

te. 

3 Für Erziehungsberechtigte erfolgt die 
Begleitung durch Familienlotsinnen 
oder Familienlotsen kostenlos.
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4 Die Stadt kann Familienlotsinnen und 
Familienlotsen selber bereitstellen oder 
Dritte damit beauftragen.

FDP Aarau
Die FDP Aarau schlägt folgende Um-
priorisierung des Satzes vor: «Die 
Stadt beauftragt Dritte, eventuell be-
reits bestehende oder neue Institutio-
nen mit entsprechendem Angebot für 
eine Zusammenarbeit. Sie kann aber 
auch Familienlotsinnen und Familien-
lotsen selbst bereitstellen bei ausge-
wiesenem Bedarf.»
Begründung: Bereits bestehende, über 
all die Jahre gewachsene und qualitativ 
ausgewiesene Institutionen sind einer 
eigenen Anstellung vorzuziehen, um 
diese 1.) nicht zu unterlaufen und 2.) 
das Stellenwachstum bei der Stadt 
nicht unnötig zu fördern.

Grünliberale Partei Aarau 
Die Grünliberale Partei Aarau verlangt 
die Streichung des Absatzes. Die Stadt 
könne in fast allen Bereichen externes 
Personal beauftragen oder eigenes 
einsetzen. Daher sei diese Regelung 
überflüssig.

Seit Januar 2023 ist infolge der Urnen-
abstimmung vom 27. November 2022 
die Funktion der Familienlotsinnen und 
Familienlotsen als feste Struktur der 
Stadt Aarau etabliert, nachdem sie zu-
vor in einer zweijährigen Pilotphase er-
probt wurde. Die Aufgaben werden 
derzeit von zwei direkt bei der Stadt 
angestellten Familienlotsinnen sowie 
von Fachpersonen im Bereich Frühe 
Kindheit wahrgenommen.  Diese Vor-
gehensweise hat sich bewährt. Es ist 
aktuell nicht beabsichtigt, weitere Stel-
len zu schaffen. Für die vorgeschlage-
nen Änderungen besteht daher aktuell 
kein Bedarf. 

Die GLP merkt an, die Stadt benötige 
keine Rechtsgrundlage dafür, Aufga-
ben durch Drittpersonen erfüllen zu 
lassen. Der Stadtrat ist der Ansicht, es 
dient der Klarheit und der Einheitlich-
keit kommunaler Erlasse, diese Mög-
lichkeit im Reglementstext vorzusehen. 

Redaktionelle Anpassung zur Sicher-
stellung der Einheiltlichkeit:

4 Die Stadt kann Familienlotsinnen und 
Familienlotsen selber bereitstellen oder 
eine Dritteperson damit beauftragen.

§  5 Spielgruppen     Änderungen siehe unten. 
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1 Eine Spielgruppe ist ein Entwick-
lungsort, wo sich Kinder im Alter von 
frühestens zweieinhalb Jahren bis zum 
Eintritt in die Volksschule in regelmäs-
sigen Abständen zum freien Spiel tref-
fen.

Grünliberale Partei Aarau
Die Grünliberale Partei Aarau macht 
folgenden sprachlichen Vorschlag zu 
§ 5:

1 Eine Spielgruppe ist ein Ort, an dem 
sich Kinder ab frühestens zweieinhalb 
Jahren bis zum regulären Eintritt in die 
Volksschule regelmässig zum freien 
Spiel treffen.

SP Aarau
Die SP Aarau fragt, ob es nicht auch 
angeleitetes Spielen sein könne oder 
es nicht drauf ankomme.

Schweiz. Spielgruppen-LeiterInnen-
Verband SSLV
Gemäss Definition ist eine Spielgruppe 
ein Entwicklungsort, in dem sich Kinder 
im Altern von ca. zweieinhalb Jahren 
bis zum Eintritt in die Volksschule in re-
gelmässigen Abständen in konstanten 
Gruppen zum freien Spiel treffen.
Alternativ könnte auch wie folgt formu-
liert werden: «Eine Spielgruppe ist ein 
Entwicklungsort, in dem sich Kinder in 
den zwei Jahren vor dem Eintritt in die 
Volksschule in regelmässigen Abstän-
den in konstanten Gruppen zum freien 
Spiel treffen.»

Die Definition gemäss Abs. 1 orientiert 
sich inhaltlich an der Spielgruppen-De-
finition des SSLV. Die sprachlichen Än-
derungsvorschläge der GLP («regel-
mässig») sowie des SSLV («in kon-
stanten Gruppen») werden umgesetzt.

Beim freien Spiel entscheidet ein Kind 
selbständig, wie sein Spiel stattfindet, 
während beim angeleiteten Spiel die 
Erzieher oder Betreuer Impulse geben 
und das Spiel beeinflussen. Bei ange-
leitetem Spiel führt ein Erwachsener 
mehr oder weniger direkt das Spiel, so 
dass ein bestimmter Lernerfolg herbei-
geführt wird. Zentrales Bildungsmittel 
in Spielgruppen gemäss SSLV ist das 
freie Spiel. Damit wird eine Abgren-
zung von Kursen mit gezieltem inhaltli-
chem Fokus, die vermehrt auch für 
Kleinkinder angeboten werden, vorge-
nommen. Entwicklungspsychologische 
Untersuchungen haben zudem gezeigt, 
dass Kinder in der Regel frühestens 
mit zweieinhalb Jahren die für das freie 
Spiel notwendigen Fähigkeiten erlangt 
haben. Es zeugt von Qualität, wenn die 
Kinder nicht früher in eine Spielgruppe 
eintreten dürfen. Daher wird im RAfK 
diese Altersgrenze festgelegt.

Eine konstante Gruppenzusammenset-
zung ermöglicht gemäss den Qualitäts-

1 Eine Spielgruppe ist ein Entwick-
lungsort, wo sich Kinder im Alter von 
frühestens zweieinhalb Jahren bis zum 
Eintritt in die Volksschule in regelmäs-
sigen Abständen regelmässig in kon-
stanten Gruppen zum freien Spiel tref-
fen.
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merkmalen für Spielgruppen der SSLV, 
dass sich jedes Kind als Teil der Grup-
pe wahrnimmt und sich zugehörig und 
verantwortlich fühlt. Die Kinder lernen 
dabei, ihren Platz in einer Gruppe von 
Gleichaltrigen zu finden. Damit können 
die Ziele nach § 1 Abs. 2 lit. g und h 
zusätzlich gefördert werden. Dem An-
trag der SSLV wird in diesem Punkt 
entsprochen.
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2 Der Stadtrat kann mit der Leitung ei-
ner Spielgruppe eine Leistungsverein-
barung abschliessen. Mit der Leis-
tungsvereinbarung verpflichtet sich die 
Spielgruppenleitungen, die städtischen 
Qualitätskriterien einzuhalten.

FDP Aarau
Die FDP Aarau fragt, was die Bedin-
gungen sein könnten, dass entgegen 
§ 2 Abs. 1 auch Leistungsvereinbarun-
gen mit Spielgruppen ausserhalb des 
Stadtgebietes abgeschlossen werden 
könnten. Viele Spielgruppen, die von 
Aarauern genutzt werden, liegen ver-
mutlich in Stadt nahen Aussengemein-
den.

Der Geltungsbereich des RAfK sowie 
der Spielgruppenverordnung beschrän-
ken sich auf das Gebiet der Einwoh-
nergemeinde Aarau. Einerseits ist die 
Rechtssetzungskompetenz auf dieses 
Gebiet beschränkt. Andererseits kön-
nen für Spielgruppen mit Leistungsver-
einbarung Subventionen gesprochen 
werden. Diese werden mit Steuermit-
teln finanziert. Subventionen von Spiel-
gruppenbesuchen dienen dem Kindes-
wohl und sind keine Massnahme zur 
Verbesserung der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf (wie z.B. die Sub-
ventionierung von KiTa-Besuchen aus-
serhalb von Aarau). Es ist daher sach-
lich gerechtfertigt, die Subventionen 
auf aarauer Spielgruppen einzuschrän-
ken. Dies stellt sicher, dass die Solida-
rität unter aarauer Steuerzahlenden 
zum Tragen kommt. 

In Abs. 2 Satz 2 wird ein redaktionelles 
Versehen korrigiert. 

2 Der Stadtrat kann mit der Leitung ei-
ner Spielgruppe eine Leistungsverein-
barung abschliessen. Mit der Leis-
tungsvereinbarung Darin verpflichtet 
sich die Spielgruppenleitungen, die 
städtischen Qualitätskriterien einzuhal-
ten.
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Grünliberale Partei Aarau
Die Grünliberale Partei Aarau macht 
folgenden sprachlichen Vorschlag zu 
§ 5:
2 Der Stadtrat kann mit der Leitung ei-
ner Spielgruppe eine Leistungsverein-
barung abschliessen. Darin verpflichtet 
sich die Spielgruppenleitung, die städti-
schen Qualitätskriterien einzuhalten.

Für die vergünstigte Nutzung von Räu-
men in Familienzentren durch Spiel-
gruppen sind aus unserer Sicht einfa-
che Leistungsvereinbarungen zwin-
gend. So ist sichergestellt, dass Ver-
günstigung und Qualität zusammen-
passen. Im besten Fall ist dies an ge-
eigneter Stelle zu ergänzen.

Verträge müssen an die individuelle Si-
tuation der jeweiligen Spielgruppe an-
gepasst werden. Dennoch wird darauf 
geachtet, dass man mit den Spielgrup-
pen möglichst einfache Leistungsver-
einbarungen abschliessen kann, in 
welchen die einzuhaltenden Qualitäts-
merkmale genügend festgehalten wer-
den. Der Hinweis auf die mögliche Ver-
knüpfung vergünstigter Mieten mit der 
Leistungsvereinbarung ist interessant. 
Da der Stadtrat davon absieht, Räum-
lichkeiten vergünstigt zu vermieten, 
können die diesbezüglich angeregten 
Änderungen offen gelassen werden. 

Sprachliche Anpassungen siehe oben. 
Keine Anpassungen betreffend Leis-
tungsvereinbarung / vergünstigte Nut-
zung von Räumen. 

Pro Aarau
Bei einer Leistungsvereinbarung mit 
definierten Qualitätsvorgaben ist für 
uns eine Qualitätskontrolle ein absolu-
tes Muss und darf nicht nur auf freiwilli-
ger Basis erfolgen. Die Leistungsver-
einbarung soll für die Eltern einem 
Qualitätslabel gleichkommen. Gerade 
weil die Überprüfung aufgrund der - im 
Vergleich zu Kindertagesstätten - ge-
ringeren Vorgaben dementsprechend 
auch deutlich weniger aufwändig ist.

Spielgruppen unterstehen keiner staat-
lichen Aufsicht. Sinn und Zweck des 
RAfK ist nicht, eine neue staatliche 
Aufsichtsfunktion zu schaffen. Die Art 
und Häufigkeit der Überprüfung der 
Einhaltung der Qualitätskriterien kann 
direkt in der Leistungsvereinbarung 
festgehalten werden. Zudem können in 
den Leistungsvereinbarungen vertrag-
lich die Folgen bei einer Nichteinhal-
tung der Qualitätsmerkmale geregelt 
werden. 

Keine Anpassungen.
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SVP Aarau
Die SVP sieht kritisch, dass diese Leis-
tungsvereinbarung dann zur Folge hat, 
dass diese Spielgruppen subventioniert 
werden können - aber nur diese. Dies 
kommt einer Marktverzerrung gleich. 
Spielgruppen ohne Leistungsvereinba-
rung haben Nachteile zu gewärtigen, 
weil sie auf finanzstarke Familien an-
gewiesen sind. Das ist unfair. Subven-
tionierte Spielgruppenplätze sollten in 
allen Spielgruppen möglich sein. 

Es ist den Spielgruppen freigestellt, ob 
sie Leistungsvereinbarungen mit der 
Stadt unterzeichnen und sich dabei 
verpflichten, gewisse Qualitätsmerkma-
le einzuhalten. Die Qualitätsmerkmale 
orientieren sich eng an branchenübli-
chen Standards, die allen Spielgruppen 
als Leitlinie dienen. Subventioniert wird 
zudem nicht der Spielgruppenplatz, 
sondern der tatsächliche Besuch einer 
Spielgruppe. Diese Subvention kommt 
den Eltern zu, nicht der Spielgruppe. 
Insofern gibt es keine Ungleichbehand-
lung zwischen den Spielgruppen. Dank 
der vorgesehenen Übergangsfrist ha-
ben zudem alle Spielgruppen genü-
gend Zeit, die Qualitätskriterien umzu-
setzen, soweit sie das möchten. 

Keine Anpassungen.

3. Finanzierung      

§  6 Finanzierung von Spielgruppen-
besuchen

(-) Hinweis: Der Stadtrat hat unabhängig 
von den nachstehenden Vernehmlas-
sungseingaben erkannt, dass im RAfK 
die finanziellen Subventionen von 
Spielgruppenbesuchen gem. §7 be-
grifflich und inhaltlich nicht trennscharf 
von den Angeboten qualitätsentwi-
ckelnder Massnahmen gem. § 8 unter-
schieden werden. Dies kann in der 
Umsetzung zu Schwierigkeiten führen. 
Das RAfK wird deshalb dahingehend 
redaktionell verbessert.
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nehmlassungsvorlage
1 Die Erziehungsberechtigten oder 
Pflegeberechtigten tragen die Kosten 
eines Spielgruppenbesuchs primär 
selbst.

(-) Zugunsten einheitlicher Formulierun-
gen wird Absatz 1 angepasst.

1 Die Erziehungsberechtigten- oder 
Pflegeberechtigten tragen die Kosten 
eines Spielgruppenbesuchs primär 
selbst.

(redaktionelle Verbesserung)

2 Besteht eine Leistungsvereinbarung 
mit einer Spielgruppe, kann die Stadt 
auf Gesuch hin Subventionen für Spiel-
gruppenbesuche nach Massgabe der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der 
Erziehungsberechtigten entrichten. Der 
Stadtrat regelt das Verfahren.

FDP Aarau
Weitere Frage bezugnehmend auf un-
sere Stellungnahme zu § 5 Abs. 2: 
Wenn die Erweiterung der Leistungs-
verträge auf stadtnahe Aussengemein-
den möglich wäre, könnten entspre-
chend beim Bestehen eines Leistungs-
vertrages von Aarauer Eltern und Pfle-
geeltern bei Notwendigkeit ebenfalls 
Subventionen beantragt werden?

Spielgruppen, welche in grösseren Di-
stanzen von Aarauer Kindern genützt 
werden, sind wohl eher weniger an ei-
nem Leistungsvertrag mit der Stadt 
Aarau interessiert. Trotzdem gibt es Si-
tuationen, in welchen die Kinder den 
arbeitstätigen Eltern in eine Spielgrup-
pe in der Nähe des Arbeitsortes folgen 
müssen. Bestünde hier die Möglichkeit, 
wenn eine dringende Unterstützungs-
notwendigkeit besteht, an in Aarau 
steuerpflichtige Eltern oder Pflegeel-
tern Subventionen auszubezahlen.

Der Geltungsbereich dieses Regle-
ments umfasst nur das Gebiet der Ein-
wohnergemeinde Aarau. Wir verweisen 
auf unsere Erläuterungen zur Ver-
nehmlassungseingabe der FDP Aarau 
zu § 5 Abs. 2. 

Der Besuch einer Spielgruppe dient 
nicht der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. Es ist nicht Sinn und Zweck des 
RAfK, dies zu suggerieren oder durch 
weitgehende Subventionen für Spiel-
gruppen ausserhalb des Gemeindege-
biets indirekt zu fördern. Daher nimmt 
der Stadtrat Abstand vom Vorschlag, 
Ausnahmetatbestände für Spielgrup-
pen ausserhalb des Gemeindegebietes 
vorzusehen. 

2 Besteht eine Leistungsvereinbarung 
mit einer Spielgruppe, kann die Stadt 
auf Gesuch hin Subventionen gem. § 7 
für Spielgruppenbesuche nach Mass-
gabe der wirtschaftlichen Leistungsfä-
higkeit der Erziehungsberechtigten – 
oder Pflegeberechtigten entrichten. Der 
Stadtrat regelt das Verfahren.

(redaktionelle Verbesserungen)

Keine inhaltlichen Anpassungen.

SVP Aarau
Dito, wie oben. Alle Spielgruppen soll-
ten subventionierte Plätze anbieten 
können.

Wir verweisen auf unsere Erläuterun-
gen zur Vernehmlassungseingabe der 
SVP Aarau zu § 5 Abs. 2. 

Keine inhaltlichen Anpassungen.
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für Vernehmlassung Vernehmlassungseingaben Stellungnahme des Stadtrats Änderungen gegenüber Ver-

nehmlassungsvorlage
3 Subventionen können frühestens für 
die zwölf Monate vor dem ordentlichen 
Eintritt in die Volksschule beantragt 
werden. Sie werden längstens für ins-
gesamt zwölf Monate (sechs Monate 
im Herbsthalbjahr/ sechs Monate im 
Frühlingshalbjahr) und für höchstens 
zwei Spielgruppenbesuche pro Woche 
gewährt.

FDP Aarau
Wir begrüssen die Beschränkung der 
Subventionsdauer aus den in den Er-
läuterungen genannten Gründen eben-
falls.

3 Subventionen gem. § 7 können frühe-
stens für die zwölf Monate vor dem or-
dentlichen Eintritt in die Volksschule be-
antragt werden. Sie werden längstens 
für insgesamt zwölf Monate (sechs Mo-
nate im Herbsthalbjahr/sechs Monate 
im Frühlingshalbjahr) und für höchstens 
zwei Spielgruppenbesuche pro Woche 
gewährt.

(redaktionelle Verbesserung)
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nehmlassungsvorlage

SP Aarau
Die Subventionierung ist essentiell für 
die soziale Integration aller Kleinkinder. 
Möglichst viele Kinder sollten Zugang 
zu einer Spielgruppe erhalten. Eine 
Spielgruppe fördert die Sprachbildung, 
Kommunikationsfähigkeit, Beziehun-
gen etc. Die Subventionen sind mög-
lichst niederschwellig und zugänglich 
zu gestalten, um möglichst vielen Kin-
dern den Besuch zu ermöglichen. Sub-
ventionen sollten für die gesamte Be-
suchsdauer beantragbar sein und nicht 
nur für die letzten 12 Monate. Die Be-
grenzung auf zwei subventionierte Wo-
chentage ist zu streichen. Gerade für 
einkommensschwache Familien oder 
Alleinerziehende würden durch diese 
Regelung benachteiligt.

Subventionen sollen einfacher bean-
tragt werden sollen. Wir würden einen 
Automatismus begrüssen. Personen 
mit tiefen Einkommen bezahlen einen 
subventionierten Betrag. 

Die Erhebungen der letzten Jahre zei-
gen, dass die überwiegende Mehrheit 
der Kinder die Spielgruppe einmal (2/3 
der Kinder) bis zweimal (1/3 der Kin-
der) pro Woche besucht. Lediglich vier 
Kinder waren häufiger in der Spielgrup-
pe. Eine Subventionierung beschränkt 
sich auf zwei Spielgruppenbesuche pro 
Woche, damit kein staatlicher Anreiz 
entsteht, die Spielgruppen als tägliche 
(günstige) Kinderbetreuung zu nutzen. 
Für die tägliche Betreuung von Kindern 
sind die Spielgruppen i.d.R. wenig ge-
eignet. Derartige Betreuungsangebote 
zur Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf bestehen mit Kitas, Horten und der-
gleichen. Im Gegensatz zu Spielgrup-
pen unterliegen Kitas, Horte und der-
gleichen zudem einer staatlichen Auf-
sicht und müssen erhöhte Qualitätsan-
forderungen erfüllen. 
Ein Besuch der Spielgruppe an mehr 
als zwei Tagen pro Woche ist grund-
sätzlich möglich, jedoch müssen die El-
tern die zusätzlichen Kosten vollstän-
dig selbst tragen. 

Zum Verfahren ist geregelt, dass mit 
der Einreichung des Gesuchs die zu-
ständige Fachstelle ermächtigt wird, 
die Steuererklärungen der erziehungs-  
oder pflegeberechtigten Personen zu 
prüfen. So kann das massgebende 
Einkommen rasch festgestellt werden. 
In der Praxis hat sich gezeigt, dass El-
tern ihre Kinder zuweilen für 6 Monate 
in die Spielgruppe schicken (und nicht 

Keine inhaltlichen Anpassungen.
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für 12 Monate). Somit ist es sachlich 
gerechtfertigt, dass alle 6 Monate ein 
neues Gesuch zu stellen ist. 

Pro Aarau
Mit der Leistungsvereinbarung und den 
damit einhergehenden Qualitätsstan-
dards ist es fragwürdig, weshalb nicht 
gefördert werden soll, dass Kinder län-
gerfristig (max. ca. 2 Jahre bis Ein-
schulung) oder an mehr als zwei Ta-
gen in der Spielgruppe sein sollten. Es 
gibt schlussendlich keinen logischen, 
zeitgemässen Grund, weshalb dies 
durch das Reglement limitiert werden 
soll. Eine Konkurrenz zu Kindertages-
stätten bildet das Angebot nicht per se, 
da der konzeptionelle Aufbau der An-
gebote sowie die Betreuungszeitspan-
ne deutlich unterschiedlich sind - und 
auch bei den Kindertagesstätten gibt 
es keine Limitation hinsichtlich der An-
zahl subventionierter Tage pro Woche. 

Spielgruppen und Kindertagesstätten 
erfüllen unterschiedliche Funktionen. 
Kindertagesstätten bieten in der Regel 
eine halb- oder ganztägige Betreuung 
an mehreren Tagen pro Woche inkl. 
Verpflegung. Sie verfolgen ein pädago-
gisches Konzept, welches die Betreu-
ung über den ganzen Tag strukturiert 
und rhythmisiert. Spielgruppen hinge-
gen werden nur für kurze Zeiträume 
besucht und konzentrieren sich auf die 
Förderung sozialer, emotionaler, 
sprachlicher und motorischer Fähigkei-
ten im Austausch mit Gleichaltrigen. 
Sie sind nicht für den (fast) täglichen 
Besuch konzipiert. Da sich gezeigt hat, 
dass in der Stadt Aarau die Kleinkinder 
mehrheitlich einmal, höchstes zweimal 
pro Woche eine Spielgruppe 
besuchen , ist es angebracht, die An-
zahl subventionierter Spielgruppenbe-
suche zu begrenzen. Es wird zudem 
auf die Stellungnahme zur Vernehm-
lassungseingabe der SP Aarau zu § 6 
Abs. 3 verwiesen.

Keine inhaltlichen Anpassungen.

4 Es besteht kein Rechtsanspruch auf 
Subventionen.

(-) 4 Es besteht kein Rechtsanspruch auf 
Subventionen gem. § 7.

(redaktionelle Verbesserung)
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Beschluss SR vom 30. Juni 2025 
für Vernehmlassung Vernehmlassungseingaben Stellungnahme des Stadtrats Änderungen gegenüber Ver-

nehmlassungsvorlage
5 Unrechtmässig erhaltene Subventio-
nen gemäss §§ 7 und 8 müssen durch 
die empfangende Person vollumfäng-
lich zurückerstattet werden. Auf die Er-
hebung von Zins wird verzichtet.

(-) 5 Unrechtmässig erhaltene Subventio-
nen gem.äss §§ 7 und 8 müssen durch 
die empfangende Person vollumfäng-
lich zurückerstattet werden. Auf die Er-
hebung von Zins wird verzichtet.

(redaktionelle Verbesserung)

§  7 Subventionen an Spielgruppen-
besuche

1 Die Höhe der Subvention berechnet 
sich analog den Subventionen für An-
gebote der familienergänzenden Kin-
derbetreuung gemäss Reglement über 
die familienergänzende Kinderbetreu-
ung2), mit folgenden Ausnahmen:

2) SRS 8.6-1

https://aarau.tlex.ch/data/8.6-1/de
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a) pro Spielgruppenbesuch geht in je-
dem Fall ein Basisbeitrag von Fr. 
7.50 zulasten der Erziehungs- oder 
Pflegeberechtigten;

Pro Aarau
Der Mindestbetrag von Fr. 7.50 resul-
tiert wahrscheinlich aus dem Mindest-
betrag für die Kindertagestätten-Beteili-
gung von Fr. 15.00. Da es sich bei der 
Spielgruppe in der Regel um eine 
Halbtagesbetreuung handelt, ist dies 
wohl entsprechend gekürzt. Dennoch 
erachten wir es nicht als sinnvoll, einen 
Minimalbetrag in Rechnung zu stellen. 
Dieser mag wohl sehr klein erscheinen, 
summiert sich insbesondere bei grös-
seren, einkommensschwachen Famili-
en dennoch. Dies mit «falschen Anrei-
zen» zu begründen, ist befremdlich. Mit 
der Schaffung eines Mindestbetrags 
setzt man keine Anreize, die Chancen-
gerechtigkeit von Kindern aus finanziell 
schwächeren Familien zu fördern, son-
dern hemmt die Anteilnahme trotz der 
Wichtigkeit der sozialen Interaktion 
ausserhalb der Familien. Da auch das 
Reglement über die KiTa-Subventio-
nen aktuell angepasst wird, lohnt es 
sich, diese Überlegung auch dort ein-
fliessen zu lassen.

Der Mindestbeitrag für die Spielgrup-
penbesuche soll unabhängig vom Ein-
kommen von allen Familien entrichtet 
werden. Der subventionierte Spielgrup-
penbesuch stellt bereits eine erhebli-
che finanzielle Vergünstigung dar. Zu-
dem ist aktuell auch bei Kindertages-
stätten ein einkommensunabhängiger 
Basisbeitrag durch die erziehungsbe-
rechtigten Personen zu leisten (§ 3 
Abs. 2 Beitragsverordnung). Vor die-
sem Hintergrund ist es sachlich ge-
rechtfertigt, den Spielgruppenbesuch 
nicht vollständig zu subventionieren. 

Keine Anpassungen.
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SSLV
Der Elternbeitrag müsste mittlerweile 
eher bei Fr. 15.00 pro Stunde liegen, 
um der Ausgabensituation einer Spiel-
gruppe gerecht zu werden. Es wird 
pauschal von Fr. 40.00 pro Spielgrup-
penbesuch ausgegangen, unabhängig 
von der Dauer des Spielgruppenange-
bots. Um den individuellen Situationen 
der Spielgruppen bezüglich Angebots-
dauer gerecht zu werden, wäre es prä-
ziser, von einem Beitrag pro Stunde 
pro Spielgruppenbesuch zu reden, wel-
cher von den Eltern bezahlt werden 
muss, und welcher von der Stadt über-
nommen wird. 

Alternativvorschlag: 
Der Pauschalbetrag von höchstens 
CHF 40.00 wird nicht der Ausgabensi-
tuation jeder Spielgruppe betreffend in-
dividueller Lohn- und Raumkosten ge-
recht. Als Grundlage könnte ein Voll-
kostenbudget für eine Spielgruppe mit 
Zweierleitung erstellt werden (gem. 
Vorlage SSLV) und die Finanzierung 
der Differenz zwischen Ausgaben und 
Einnahmen durch die Elternbeiträge 
als Objektfinanzierung erfolgen. So wä-
ren auch die Weiterbildungskosten be-
reits über den Differenzbetrag abgegol-
ten, da sie im Vollkostenbudget enthal-
ten sind. 
Wenn unverändert eine Subjektfinan-
zierung gewünscht ist, dann sollte er-
neut ein exemplarisches Vollkosten-
budget erstellt werden. welches den 

Der Stadt Aarau ist bekannt, dass die 
tatsächlichen Kosten für den Betrieb ei-
ner Spielgruppe mit Zweierleitung mög-
licherweise höher liegen als der aktuell 
festgelegte maximale Betrag von 40 
Franken (Annahme marktüblicher An-
satz analog Beitragsverordnung) pro 
Spielgruppenbesuch. Dennoch liegt es 
im Ermessen der Stadt Aarau als Sub-
ventionsgeberin, diese Beiträge festzu-
legen. Die Beiträge wurden bewusst 
pauschal pro Besuch mit festgelegter 
Minimal- und Maximaldauer definiert, 
um eine klare und einheitliche Subjekt-
finanzierung sicherzustellen. Ein stun-
denbasierter Elternbeitrag würde zwar 
eine stärkere Differenzierung zwischen 
den individuellen Subventionen ermög-
lichen, aber im Gegenzug den Verwal-
tungsaufwand zur Bearbeitung eines 
Subventionsgesuchs unverhältnismäs-
sig erhöhen. Hinzu kommt, dass es 
keine öffentliche Aufgabe darstellt, feh-
lende Vollkostenrechnungen privater 
Spielgruppenanbieter durch höhere 
Subventionen aufzufangen.

Keine Anpassungen.
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meisten Spielgruppen in Bezug auf An-
gebotsdauer, durchschnittlicher Kinder-
zahl und Elternbeitrag etc. gerecht wird 
und die Lohnempfehlungen des SSLV 
für eine Zweierleitung aufgreift.

b) die Subvention pro Spielgruppenbe-
such beträgt höchstens Fr. 32.50;

SP Aarau
Die Obergrenze für Subventionen ist 
zu streichen. Sonst muss die Regelung 
immer wieder der Teuerung angepasst 
werden.

Die Festlegung einer Obergrenze für 
Subventionsbeiträge ist notwendig, um 
überteuerte Spielgruppenangebote zu 
vermeiden. Eine vollständige Strei-
chung des Maximalbeitrags kommt da-
her nicht in Betracht. Die Obergrenze 
bezieht sich nur auf die Subventionie-
rung und nicht auf die konkrete Preis-
gestaltung durch die Spielgruppe 
selbst. Es steht der Spielgruppe frei, ei-
ne Tagespauschale zu veranschlagen, 
die höher ist als das Maximum für die 
Subventionierung. 
Gleichzeitig ist der Hinweis auf eine re-
gelmässige Anpassung an die Teue-
rung berechtigt. Deshalb wird das Re-
glement an geeigneter Stelle um eine 
Normierung zum Teuerungsausgleich 
ergänzt. 

Anpassung von § 7 Abs. 2 (neu), siehe 
unten.

c) Die Höhe der Subvention wird für 
sechs Monate verfügt. Die verfügte 
Subvention wird halbjährlich an die 
Erziehungsberechtigen oder Pflege-
berechtigten überwiesen.

FDP Aarau
Wir begrüssen das vorgeschlagene 
Vorgehen bzgl. Subventionsberech-
nung und -Auszahlung aus den ge-
nannten Gründen.

Zugunsten einheitlicher Formulierun-
gen wird Absatz 1 lit.c angepasst.

 c) Die Höhe der Subvention wird für 
sechs Monate verfügt. Die verfügte 
Subvention wird halbjährlich an die Er-
ziehungsberechtigen - oder Pflegebe-
rechtigten überwiesen.
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Grünliberale Partei Aarau
Die Grünliberale Partei Aarau fragt, ob 
es nicht einfacher wäre die Höhe der 
Subvention gleich für die ganzen 12 
Monate festzulegen. Das würde allen 
beteiligten Aufwand sparen, der in we-
nig Verhältnis zur Höhe der einzelnen 
Beiträge steht. 

Die halbjährliche Festlegung der Sub-
vention bezweckt, dass schneller An-
passungen an die tatsächliche Situati-
on erfolgen können. Es gibt viele El-
tern, die ihre Kinder in Halbjahres-
schritten in die Spielgruppe schicken 
(z.B. das erste Halbjahr einmal und 
das zweite Halbjahr zweimal). Ebenso 
kann es sein, dass nach ein paar Be-
suchen der Spielgruppenbesuch sei-
tens Erziehungs- oder Pflegeberechtig-
ten wieder abgebrochen wird. Durch 
die halbjährliche Festlegung der Sub-
ventionen kann v.a. die zeitaufwändige 
Berechnung von allfälligen Rückforde-
rungen reduziert werden. Diese führt 
selbst bei geringen Beträgen zu einem 
grossen administrativen Aufwand.

Keine Anpassungen.
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Pro Aarau
Die halbjährliche Überweisung - auch 
wenn weniger aufwändig - empfiehlt 
sich nicht. Der Vorschuss der Leistun-
gen durch die Familie für ein halbes 
Jahr kann insbesondere für einkom-
mensschwache Familien schwierig 
sein. Im Sinne einer einheitlichen 
Handhabung lohnt es sich vielmehr, 
dieselbe monatliche Abrechnung wie 
bei den KiTa-Subventionen anzubie-
ten. Obwohl dort anzumerken ist, dass 
dieser Mechanismus aktuell viel zu auf-
wändig ist. Dies wird aktuell angepasst 
- eine gleiche Handhabung ist wichtig.

SP Aarau
Die Regelung muss angepasst werden, 
dass Erziehungsberechtigte den Be-
trag nicht vorauszahlen müssen. Es 
braucht einen subventionierten Betrag, 
der bezahlt werden muss. Die Rück-
zahlung innerhalb eines halben Jahres 
kann für gewisse Familien eine finanzi-

Anders als bei Kitas ist der Spielgrup-
penbesuch viel geringeren zeitlichen 
Schwankungen unterworfen. Darüber 
hinaus gibt es kein Tarifsystem für ver-
schiedene Module, wie es in Kitas vor-
gesehen ist. Die monatliche Abrech-
nung bei Kitas ist indes genau dieser 
Flexibilität der Betreuungszeiten ge-
schuldet. Eine monatliche Abrechnung 
analog den Kitasubventionen, wie sie 
von Pro Aarau vorgeschlagen wurde, 
ist mit Blick auf das Angebot der Spiel-
gruppen sachlich nicht notwendig und 
mit Blick auf einen schonenden Um-
gang mit städtischen Ressourcen nicht 
gerechtfertigt. Der Stadtrat sieht des-
halb davon ab, den Vorschlag von Pro 
Aarau umzusetzen. 

Da die Spielgruppen sich an der Struk-
tur des Schuljahres mit zwei Semes-
tern orientieren, erscheint es sinnvoll, 
die Subventionshöhe für einen Zeit-
raum von jeweils sechs Monaten zu 
verfügen. Entsprechend muss zweimal 
ein Subventionsgesuch gestellt wer-
den. Die Vorleistungspflicht der Erzie-
hungsberechtigten stellt sicher, dass 
die Subventionen zweckgebunden für 
die Spielgruppenbesuche verwendet 
werden. Dadurch können aufwändige 
Rückforderungsverfahren vermieden 
werden. Da die Beiträge für Spielgrup-
pen deutlich niedriger sind als jene für 
Kitas und in der Regel weniger Besu-
che pro Woche stattfinden, wird an der 
allgemeinen Vorleistungspflicht der El-

Keine Anpassungen.

Keine Anpassung.
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elle Hürde darstellen tern festgehalten werden.

Wie oben erwähnt, soll der Stadtrat die 
Subventionen der Teuerung anpassen 
können. Dazu schlägt der Stadtrat vor, 
neu einen Absatz 2 einzufügen. Sinn 
und Zweck dieser Norm ist, dass die 
verfügte Subvention an die Teuerung 
angepasst werden kann. Zur Vornah-
me dieses Teuerungsausgleiches wird 
direkt die verfügende Behörde ermäch-
tigt. Damit wird ein schlankes Verfah-
ren sichergestellt.

2 Der Stadtrat passt die Höhe der Sub-
vention an die Teuerung an, wenn sich 
der Landesindex der Konsumenten-
preise, Stand Dezember 2025: 106.9 
Punkte, um mindestens 5 Punkte än-
dert. 
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§  8 Angebote qualitätsentwickeln-
der Massnahmen in Spielgruppen (-)

FDP Aarau
Zu § 8 Abs. 1 und 2: Damit Spielgrup-
pen die im Leistungsvertrag geforder-
ten Qualitätsstandards, wo nicht schon 
vorhanden, erreichen, sowie als An-
reiz, überhaupt einen Leistungsvertrag 
einzugehen, kann die Stadt in einem 
gewissen Umfang qualitätsentwickeln-
de Massnahmen auf eigene Kosten 
fördern, indem sie, wie in den Erläute-
rungen beschrieben, eine Plattform 
aufbaut für die Vernetzung und den 
Austausch innerhalb der Spielgruppen, 
die die Kriterien bereits erfüllen bzw. 
eben nicht, sowie mit weiteren relevan-
ten Stellen und Fachpersonen fördert 
und dies kostenlos. Das kostenlose 
Angebot umfangreicher städtischer An-
gebote sowie die Kostenübernahme 
von Weiterbildungen des Betreuungs-
personals, Coachings und Supervisio-
nen, erachten wir nicht als Aufgabe der 
öffentlichen Hand und lehnen diese ab.

Hinweis: Der Stadtrat hat unabhängig 
von den nachstehenden Vernehmlas-
sungseingaben erkannt, dass im RAfK 
die finanziellen Subventionen von 
Spielgruppenbesuchen gem. §7 be-
grifflich und inhaltlich nicht trennscharf 
von der städtischen Förderung von An-
geboten qualitätsentwickelnder Mass-
nahmen gem. § 8 unterschieden wer-
den. Dies kann in der Umsetzung zu 
Schwierigkeiten führen. §8 wird infolge-
dessen inhaltlich detaillierter ausgestal-
tet.

Die Vernetzung der Spielgruppen un-
tereinander und mit weiteren Fachper-
sonen geschieht über die Koordinati-
onsstelle Frühe Kindheit, welche auch 
die Organisation, Koordination und Fi-
nanzierung von Qualitätsentwicklungs- 
und Vernetzungsgefässen übernimmt. 
Der Stadtrat erachtete es als zielfüh-
rend und effizient, nebst den Subven-
tionen gem. § 7 auch direkt wirksame, 
qualitätsfördernde Angebote für die 
Unternehmen selbst anzubieten. Da-
durch kann die Qualität der Spielgrup-
pe massgeschneidert gefördert wer-
den. Das dient dem öffentlichen Inter-
esse an einer guten Versorgung mit 
Angeboten der Frühen Kindheit. 

§ 8 Angebote Förderung qualitäts-
entwickelnder Massnahmen in Spiel-
gruppen
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1 Die Stadt fördert qualitätsentwickeln-
de Massnahme für Spielgruppen.

SVP Aarau / Pro Aarau
Beide weisen darauf hin, dass sich bei 
«qualitätsentwickelnde Massnahmen» 
einen Schreibfehler eingeschlichen hat.

Der Schreibfehler wird korrigiert.

SVP Aarau
Hier muss zwingend ausgeführt wer-
den, was solche «qualitätssichernden 
Massnahmen» sein sollen. Der Leser 
wird hier ziemlich im Dunkeln gelassen 
und muss befürchtet werden, dass sich 
der Staat auch hier in unzulässiger 
Weise ausbreitet. Es ist auch unklar, 
ob damit die in der Verordnung aufge-
listeten Kriterien gemeint sind. Um der 
Konkretisierung ausreichend Genüge 
zu tun, sollte hier zumindest beispiel-
haft festgehalten werden, welche 
Massnahmen gemeint sein können.

Gemäss dem Erläuterungsbericht han-
delt es sich um folgende Massnahmen 
wie z.B. Coachings oder Supervisio-
nen, Vernetzung der Spielgruppen un-
ter sowie mit weiteren Stellen und 
Fachpersonen oder Beratungen bezüg-
lich Räumlichkeiten und Ausstattun-
gen. Dabei handelt es sich nicht um ei-
ne abschliessende Aufzählung. Damit 
jedoch klar aus dem Reglement her-
vorgeht, welche Massnahmen gemeint 
sein können, wird Abs. 1 entsprechend 
ergänzt. Hierbei wird berücksichtigt, 
dass die Stadt Beratungsleistungen be-
treffend die Inklusion von Kindern mit 
Verdacht auf Behinderung in Spiel-
gruppen fördern kann.

1 Die Stadt fördert qualitätsentwickeln-
de Massnahmen für Spielgruppen, wie 
beispielsweise
a) Coaching, Beratung und Supervisi-

on von Spielgruppenleiterinnen 
und -leitern,

b) Vernetzung der Spielgruppen un-
tereinander sowie mit Fachperso-
nen,

c) Unterstützung bei der Entwicklung 
von Konzepten, der Umsetzung 
von Change-Prozessen und Imple-
mentierung eines Qualitätsmana-
gements 

d) Beratung betreffend Inklusion von 
Kindern mit Verdacht auf Behinde-
rung.

2 Soweit die Stadt selbst solche Mass-
nahmen anbietet, können diese grund-
sätzlich kostenlos besucht werden, so-
fern die Spielgruppe über eine Leis-
tungsvereinbarung mit der Stadt ver-
fügt.

(-) Bietet die Stadt Angebote quallitätsent-
wickelnde Massnahmen selbst an, fal-
len die Kosten dafür direkt bei der 
Stadt an. Spielgruppen mit einer Leis-
tungsvereinbarung dürfen diese Ange-
bote i.d.R. kostenlos nutzen. Wollen 
Spielgruppen ohne Leistungsvereinba-
rung an den Massnahmen teilnehmen, 
kann die Stadt einen angemessenen 
Kostenbeitrag verlangen.

2 Für Spielgruppen mit Leistungsver-
einbarung ist die Teilnahme an städti-
schen Angeboten zur Förderung quali-
tätsentwickelnder Massnahmen gem. 
Absatz 1 hiervor i.d.R. kostenlos. So-
weit die Stadt selbst solche Massnah-
men anbietet, können diese grundsätz-
lich kostenlos besucht werden, sofern 
die Spielgruppe über eine Leistungs-
vereinbarung mit der Stadt verfügt.
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3 Der Stadtrat regelt das Verfahren. (-)

3 Der Stadtrat regelt das Verfahren.

4. Verfahren      

§  9 Gesuch und Mitwirkungspflicht

1 Subventionen gemäss §§ 7 und 8 
werden nur auf Gesuch hin entrichtet. 
Das Gesuch muss schriftlich, vollstän-
dig und rechtzeitig eingereicht werden.

(-)

SP Aarau
Grundsätzlich sind die Rahmenbedin-
gungen für Subventionen so zu gestal-
ten, dass diese niederschwellig zu-
gänglich sind. Sonst verfehlen sie ihre 
Wirkung. Die Gesuche sollten auch für 
Menschen mit Migrationshintergrund 
gut einreichbar sein, das heisst, einfa-
che Sprache und Abläufe.

Bei der Ausgestaltung der Gesuche 
wird darauf geachtet, dass diese ver-
ständlich und einfach auszufüllen sind. 
Es ist ein besonderes Anliegen, ver-
schiedene Kanäle für die Einreichung 
der Gesuche bereitzustellen. In diesem 
Zusammenhang ist auf die Familien-
zentren und die Familienlotsen hinzu-
weisen, die Unterstützung bei der An-
tragstellung bieten können.

1 Subventionen gemäss §§ gem. § 7 
und § 8 werden nur auf Gesuch hin 
entrichtet. Das Gesuch muss schrift-
lich, vollständig und rechtzeitig einge-
reicht werden.

Keine inhaltlichen Anpassungen.

2 Wer ein Gesuch stellt, ist zur Mitwir-
kung bei der Feststellung des Sachver-
haltes verpflichtet.
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3 Ist ein Gesuch unvollständig oder ver-
weigert oder verletzt eine gesuchstel-
lende Person ihre Mitwirkungspflicht 
oder wird das Gesuch zu spät einge-
reicht, wird auf das Gesuch nicht ein-
getreten.

4 Der Stadtrat regelt das Verfahren.

Grünliberale Partei Aarau
Die Grünliberale Partei Aarau schlägt 
für Abs. 3 folgende sprachliche Verein-
fachung zur Verständlichkeit vor 
«Reicht die gesuchstellende Person 
die Unterlagen unvollständig ein, 
kommt ihrer Mitwirkungspflicht nicht 
nach oder gibt das Gesuch zu spät ab, 
wird auf das Gesuch nicht eingetre-
ten.»

SP Aarau
Wenn weiter an diesem Vorgehen fest-
gehalten wird, braucht es nieder-
schwellige Gesuchsformulare und Per-
sonen in der Verwaltung, die Gesuch-
stellende unterstützen. Wenn gewisse 
Angaben fehlen, dann soll bei den Ge-
suchstellenden nachgefragt werden. 

Der Umformulierungsvorschlag der 
GLP wird dankend zur Kenntnis ge-
nommen. Der Wortlaut dieser Bestim-
mung lehnt sich insbesondere an § 23 
VRPG an. Selbstverständlich gilt auch 
hier der Massstab der Verhältnismäs-
sigkeit: Der gesuchstellenden Person 
muss auch die Möglichkeit zur Nachrei-
chung von Unterlagen eingeräumt wer-
den. 

Es wird darauf geachtet, dass die Ge-
suche verständlich ausgestaltet sind, 
so dass sie einfach auszufüllen sind. 
Die relevanten Steuerunterlagen der 
Erziehungs- oder Pflegeberechtigten 
werden zudem direkt eingefordert. 
Grundsätzlich gilt, dass bei den Ge-
suchstellern nachgefragt wird, wenn 
Unterlagen unvollständig sind, bei ei-
ner Nichteinreichung von nachgefor-
derten Unterlagen kommt es zu einem 
Nichteintreten.

Keine Anpassungen.

Keine Anpassungen.

§  10 Bearbeitung von Steuerveran-
lagungen
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1 Die Stadtverwaltung darf Steuerver-
anlagungen zum Zweck der Bemes-
sung der Subventionen gemäss §§ 7 
und 8 bearbeiten.

(-)

Grünliberale Partei Aarau
Die Grünliberale Partei Aarau macht 
folgenden Vorschlag zur Vereinfa-
chung. «Die Stadtverwaltung darf Steu-
erveranlagungen einsehen und verar-
beiten, um die Höhe der Subventionen 
nach §§ 7 und 8 zu berechnen.»

Der Begriff des «bearbeitens» wurde 
bewusst gewählt, da er der Definition 
gemäss § 3 Abs. 1 lit. g IDAG ent-
spricht. Infolgedessen beinhaltete er je-
den Umgang mit Personendaten, ins-
besondere das Beschaffen, Aufbewah-
ren, Verwenden, Umarbeiten, Bekannt-
geben oder Vernichten von Personen-
daten. Aus den genannten Gründen 
wird die Formulierung belassen. .

1 Die Stadtverwaltung darf Steuerver-
anlagungen zum Zweck der Bemes-
sung der Subventionen gemäss §§ 
gem. § 7 und 8 bearbeiten.

Keine inhaltlichen Anpassungen.

5. Rechtsmittel      

§  11 Erklärung und Beschwerde
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1 Erklären Betroffene, dass sie mit ei-
nem Entscheid einer Verwaltungsein-
heit der Stadt im Zusammenhang mit 
diesem Reglement oder seiner Ausfüh-
rungsbestimmungen nicht einverstan-
den sind, fällt der Stadtrat einen neuen 
Entscheid. Die Erklärung ist innert 10 
Tagen nach Zustellung des Entscheids 
der Verwaltungseinheit schriftlich beim 
Stadtrat einzureichen.

Grünliberale Partei Aarau
Die Grünliberale Partei macht folgen-
den Vorschlag zur Vereinfachung: 
«Wenn betroffene Personen mit einem 
Entscheid einer städtischen Verwal-
tungseinheit zu diesem Reglement 
oder seinen Ausführungsbestimmun-
gen nicht einverstanden sind, entschei-
det der Stadtrat neu. Die betroffene 
Person muss den Einspruch schriftlich 
innert 10 Tagen nach Zustellung des 
Entscheids beim Stadtrat einreichen.»

Pro Aarau
Hält der Stadtrat an der halbjährlichen 
Abrechnung der Spielgruppensubven-
tionen fest, macht die 10-tägige Be-
schwerdefrist wenig Sinn. Die Abrech-
nung erfolgt folglich entweder um die 
Weihnachtszeit oder in den Sommerfe-
rien, während beiden Perioden sind El-
tern mit ihren Kindern oft in den Ferien. 
Eine 30-tägige Einsprachefrist wäre 
hier angemessener. 
«[…] Die Erklärung ist innert 30 Tagen 
nach Zustellung des Entscheids der 
Verwaltungseinheit schriftlich beim 
Stadtrat einzureichen.»

Die gewählte Formulierung ist eine 
Standardformulierung, wie sie auch in 
anderen Reglementen der Stadt Aarau 
verwendet wird. Eine Erklärung ist le-
diglich eine Willensäusserung ohne un-
mittelbare rechtliche Wirkung auf den 
Entscheid, während eine Einsprache 
ein gesetzlich vorgesehenes Rechts-
mittel ist. Diese Begrifflichkeiten sind 
nicht gleichzusetzen. Aus diesem 
Grund wird eine sprachliche Anpas-
sung abgelehnt.

Gemäss § 39 Abs. 1 des Gemeindege-
setzes kann der Gemeinderat Ent-
scheidbefugnisse u.a. an Verwaltungs-
stellen delegieren. Das bedeutete, die 
Verwaltungseinheit darf verfügen, so 
wie es für die Subventionen angedacht 
ist. Wer mit dieser Verfügung nicht ein-
verstanden ist, kann bzw. muss eine 
Erklärung an den Stadtrat einreichen. 
Erklärungen sind innert 10 Tagen seit 
Zustellung beim Gemeinderat einzurei-
chen (Abs. 2). Die Möglichkeit der Er-
klärung ergibt sich aus dem kantonalen 
Gemeindegesetz und damit aus dem 
übergeordneten Recht. Die Gemeinde 
hat keine Befugnis, daran etwas zu än-
dern. Sie darf weder längere Fristen 
vorsehen noch einen anderen Adres-
saten vorsehen. Deshalb können die 
Änderungsvorschläge nicht umgesetzt 
werden. Eine abweichende Fristenre-
gelung bei Erklärungen ist aufgrund 
des übergeordneten kantonalen 
Rechts nicht zulässig. 

Keine Anpassungen.

Keine Anpassungen.
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2 Entscheide des Stadtrats können mit 
Beschwerde beim Regierungsrat oder 
bei der von ihm delegierten Stelle an-
gefochten werden.

3 Im Übrigen gilt das Verwaltungsver-
fahrensgesetz3).

Der Stadtrat hat einen redaktionellen 
Fehler bemerkt. Dieser wird korrigiert.

3 Im Übrigen gilt das Verwaltungs-
rechtspflegeverfahrensgesetz4).

§  12 Öffentlich-rechtliche Klage

1 Streitigkeiten aus verwaltungsrechtli-
chen Verträgen sind auf dem öffentlich-
rechtlichen Klageweg zu klären.

Grünliberale Partei Aarau
Die Grünliberale Partei beantragt, dass 
§ 12 und § 13 zusammenzuführen 
sind:

1. Streitigkeiten aus verwaltungs-
rechtlichen Verträgen sind auf 
dem öffentlich-rechtlichen Kla-
geweg zu klären.

2. Streitigkeiten zwischen Erzie-
hungsberechtigten und Anbie-
terinnen und Anbietern von An-
geboten der frühen Kindheit 
sind auf dem zivilrechtlichen 
Weg zu klären.

Die Zusammenführung der beiden Be-
stimmungen ist zwar ein interessanter 
Vorschlag. Es würde damit aber einer-
seits gegen den Grundsatz verstossen, 
möglichst nur einen Regelungstatbe-
stand pro Paragraph vorzusehen. An-
dererseits würde ohne Not eine eta-
blierte legislatorische Systematik preis-
gegeben, wonach die verschiedenen 
Rechtswege separat genannt werden. 
Es handelt sich zudem um eine Be-
stimmung analog zu §§ 18 und 19 des 
Reglements über die familienergänzen-
de Kinderbetreuung vom 25. März 
2019 (SRS 8.6-1). Mit im Wortlaut 
gleichbleibenden Normierungen wird 
eine rechtliche Gleichförmigkeit ge-
währleistet.
 

Keine Anpassung. 

§  13 Ziviler Rechtsweg

3) SAR 271.200
4) SAR 271.200

https://db.clex.ch/link/AG/271.200/de
https://db.clex.ch/link/AG/271.200/de
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1 Streitigkeiten zwischen Erziehungs-
berechtigten und Anbieterinnen oder 
Anbieter von Angeboten der frühen 
Kindheit sind auf dem zivilrechtlichen 
Weg zu klären.

Grünliberale Partei Aarau
Die Grünliberale Partei beantragt, dass 
§ 12 und § 13 zusammenzuführen 
sind:

1. Streitigkeiten aus verwaltungs-
rechtlichen Verträgen sind auf 
dem öffentlich-rechtlichen Kla-
geweg zu klären.

2. Streitigkeiten zwischen Erzie-
hungsberechtigten und Anbie-
terinnen und Anbietern von An-
geboten der frühen Kindheit 
sind auf dem zivilrechtlichen 
Weg zu klären.

Stellungnahme des Stadtrates siehe 
oben zu § 12 RAfK.

Hingegen ist dem Stadtrat aufgefallen, 
dass die Erwähnung der Pflegeberech-
tigten leider vergessen ging. Dies stellt 
ein redaktionelles Versehen dar und 
wird korrigiert.

1 Streitigkeiten zwischen Erziehungs- 
oder Pflegeberechtigten und Anbiete-
rinnen oder Anbieter von Angeboten 
der frühen Kindheit sind auf dem zivil-
rechtlichen Weg zu klären.

6. Übergangs- und Schlussbe-
stimmungen

     

§  14 Übergangsbestimmung

1 Der Stadtrat kann für Anbieterinnen 
oder Anbieter von Spielgruppen ab In-
krafttreten dieses Reglements eine kur-
ze Übergangsfrist vorsehen, während 
dieser Subventionen gemäss §§ 7 und 
8 entrichtet werden können, sofern die 
Spielgruppe den überwiegenden Teil 
der stadträtlichen Qualitätskriterien er-
füllt.

(-) Der Stadtrat hat ein Versehen bemerkt. 
Die Übergangsbestimmung dient dazu, 
dass möglichst frühzeitig viele Erzie-
hungs- oder Pflegeberechtigte von 
Subventionen an Spielgruppenbesuche 
profitieren können. Dies setzt auch 
einen Anreiz für die Spielgruppen, 
rasch die Qualitätskriterien zu erfüllen 
und eine Leistungsvereinbarung mit 
der Stadt abzuschliessen. Daher ist der 
Geltungsbereich der Übergangsbestim-
mung auf die Subventionen gem. § 7 
RAfK zu beschränken. 

1 Der Stadtrat kann für Anbieterinnen 
oder Anbieter von Spielgruppen ab In-
krafttreten dieses Reglements eine kur-
ze Übergangsfrist vorsehen, während 
dieser Subventionen gemäss §§ 7 und 
8 gem. § 7 entrichtet werden können, 
sofern die Spielgruppe den überwie-
genden Teil der stadträtlichen Quali-
tätskriterien erfüllt.

(redaktionelle Korrektur)
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2 Der Stadtrat legt dazu die Dauer der 
Übergangsfrist und die Anzahl der zu 
erfüllenden Qualitätskriterien fest.

§  15 Inkrafttreten

1 Der Stadtrat bestimmt den Zeitpunkt 
des Inkrafttretens.

Der Stadtrat beabsichtigt, das Regle-
ment und die Verordnung per 1. Au-
gust 2027 (Beginn des Schuljahres 
2027/2028) in Kraft zu setzen.

II.

Keine Fremdänderungen.      

III.

Keine Fremdaufhebungen.      

IV.

Der Stadtrat bestimmt den Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Reglements un-
ter Ziff. I.

Der Stadtrat beabsichtigt, das Regle-
ment und die Verordnung per 1. Au-
gust 2027 (Beginn des Schuljahres 
2027/2028) in Kraft zu setzen. 

Aarau, xx.xx.2025

Im Namen des Einwohnerrates Aarau
 
Die Präsidentin
Anja Kaufmann
 
Der Protokollführer
Stefan Berner

Es müssen redaktionelle Anpassungen 
vorgenommen werden (Daten, Na-
men).

Aarau, xx.xx.20265

Im Namen des Einwohnerrates Aarau
 
Der Präsident Die Präsidentin
Thomas Waldmeier Anja Kaufmann
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Genehmigt durch den Einwohnerrat 
Aarau am xx.xx.2025.
 
Ablauf der Referendumsfrist am 
xx.xx.2025.
 
Vom Stadtrat auf den xx.xx.20xx in 
Kraft gesetzt.

     Genehmigt durch den Einwohnerrat 
Aarau am xx.xx.20262025.
 
Ablauf der Referendumsfrist am 
xx.xx.20262025.

Genehmigt durch den Einwohnerrat 
Aarau am xx.xx.20265.
 
Ablauf der Referendumsfrist am 
xx.xx.20265.
 
Vom Stadtrat auf den xx.xx.20xx in 
Kraft gesetzt.


